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turns wird der Täter mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu acht Jahren bestraft. Ein schwerer Fall liegt vor, 
wenn
1. durch die Tat die öffentliche Ordnung oder das so­

zialistische Gemeinschaftsleben durch Verbreitung 
von Unruhe unter der Bevölkerung in besonderem 
Maße gefährdet wird;

2. die Tat von mehreren begangen wird, die sich zur 
wiederholten Begehung von Straftaten nach §§ 214 
oder 215 zusammengeschlossen haben;

3. der Täler Rädelsführer»ist;
4. der Täter wegen einer Tat nach §§212, 214, 215 und 

§ 217 Absatz 2 bereits mit Freiheitsstrafe bestraft 
ist.

(2) Vorbereitung und Versuch sind strafbar.
(3) Ist die Tatbeteiligung von untergeordneter Bedeu­

tung oder die Tat weniger schwerwiegend, kann der 
Täter mit Haftstrafe oder Geldstrafe bestraft werden.

§217
Zusammenrottung

(1) Wer sich an einer die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit beeinträchtigenden Ansammlung von Per­
sonen beteiligt und sie nicht unverzüglich nach Auf­
forderung durch die Sicherheitsorgane verläßt, wird 
mit Haftstrafe oder Geldstrafe bestraft.

(2) Wer eine Zusammenrottung organisiert oder an­
führt (Rädelsführer), wird mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu fünf Jahren bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§218
Vereinsbildung zur Verfolgung gesetzwidriger Ziele

(1) Wer einen Verein oder eine sonstige Vereinigung 
gründet, unterstützt oder in einer solchen tätig wird, um 
gesetzwidrige Ziele zu verfolgen, wird mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf 
Bewährung bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.
A n m e r k u n g :
Unbefugte Vereinstätigkeit ohne gesetzwidrige Ziel­
setzung kann als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§219
Ungesetzliche Verbindungsaufnahme

Wer zu Organisationen, Einrichtungen, Gruppen oder 
Personen, die sich eine gegen die staatliche Ordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik gerichtete Tätig­
keit zum Ziele setzen, in Kenntnis dieser Ziele oder 
Tätigkeit in Verbindung tritt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewäh­
rung bestraft.

§220
Staatsverlcumdung

(1) Wer in der Öffentlichkeit
1. die staatliche Ordnung oder staatliche Organe, Ein­

richtungen oder gesellschaftliche Organisationen 
oder deren Tätigkeit oder Maßnahmen;

2. einen Bürger wegen seiner staatlichen oder gesell­
schaftlichen Tätigkeit, wegen seiner Zugehörigkeit 
zu einem staatlichen oder gesellschaftlichen Organ 
oder einer gesellschaftlichen Organisation

verächtlich macht oder verleumdet, wird mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf 
Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel 
bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer in der Öffentlichkeit 
Äußerungen faschistischen oder militaristischen Cha­
rakters kundtut.

§221
Herabwürdigung ausländischer Persönlichkeiten

Wer in der Öffentlichkeit das Ansehen in der Deut­
schen Demokratischen Republik weilender führender 
Repräsentanten anderer Staaten oder einer ausländi­
schen oder internationalen Organisation in einer Weise 
herabwürdigt, die geeignet ist, die friedliche Zusam­
menarbeit zwischen den Völkern zu beeinträchtigen 
und das Ansehen der Deutschen Demokratischen Repu­
blik zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Verurteilung auf Bewährung oder mit 
Geldstrafe bestraft.

§222
Mißachtung staatlicher und gesellschaftlicher Symbole

Wer in der Öffentlichkeit die Staatsflagge, das Staats­
wappen oder andere staatliche oder staatlich an­
erkannte Symbole der Deutschen Demokratischen Re­
publik, Symbole der gesellschaftlichen Organisationen 
oder Symbole anderer Staaten böswillig zerstört, be­
schädigt, wegnimmt oder in anderer Weise verächtlich 
macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit 
öffentlichem Tadel bestraft.

§223
Beschädigung öffentlicher Bekanntmachungen

Wer eine öffentliche Bekanntmachung eines staat­
lichen oder gesellschaftlichen Organs oder einer gesell­
schaftlichen Organisation böswillig entfernt, beschädigt 
oder verunstaltet und dadurch die Durchführung staat­
licher oder gesellschaftlicher Tätigkeit oder die Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung beeinträch­
tigt, wird von einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege zur Verantwortung gezogen oder mit 
Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft.
A n m e r k u n g  :
Beschädigungen öffentlicher Bekanntmachungen ohne 
die genannten Folgen können als Ordnungswidrigkeit 
verfolgt werden.

§224
Anmaßung staatlicher Befugnisse

(1) Wer sich eine staatliche Befugnis anmaßt und 
dadurch die ordnungsgemäße Tätigkeit staatlicher Or­
gane oder die Rechte der Bürger beeinträchtigt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Ver­
urteilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt eine Uniform 
eines Staatsorgans oder einer staatlichen Einrichtung 
trägt und dadurch die ordnungsgemäße Tätigkeit staat­
licher Organe oder Einrichtungen oder die Rechte der 
Bürger beeinträchtigt.

3. A b s c h n i t t  
Straftaten gegen die Rechtspflege

§225
Unterlassung der Anzeige

(1) Wer von dem Vorhaben, der Vorbereitung oder 
der Ausführung


